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Änderungsantrag zu V-04

Von Zeile 58 bis 89 löschen:
Landesbedienstete sollen künftig frei wählen dürfen, ob sie auf Dienstreisen geeignete Arbeiten
unterwegs, zum Beispiel im Zug, durchführen möchten, was dann auch ausdrücklich über die tägliche
Arbeitszeit hinaus anerkannt werden soll, oder die Zeit lieber für private Zwecke nutzen und nicht als
Arbeitszeit verbuchen wollen. Bei Dienstreisezielen, die mit der Bahn in unter viereinhalb Stunden
erreichbar sind, sollen Flugreisen in der Regel nicht mehr erstattet werden. Fahrten in Nachtzügen
sollen bis zur Komfortklasse Schlafwagen erstattet werden und gleichwertig mit
Hotelübernachtungen behandelt werden. Die Genehmigung von Flugreisen durch Dienstvorgesetzte
soll künftig grundsätzlich meldepflichtig sein. Die hierbei erhobenen Daten sollen statistisch
ausgewertet werden, wobei keine personenbezogenen Daten gesammelt werden sollen. Dienststellen
mit besonders hohem Flugreiseaufkommen sollen dazu angehalten werden, Alternativen zu prüfen
und ihre Mitarbeiter*innen diesbezüglich zu sensibilisieren. In einem zweiten Schritt soll das Land
Berlin sich als Teil einer übergeordneten Klimastrategie auf der so gewonnenen Datenbasis
verbindliche Ziele für die Reduktion von Dienstreisen per Flugzug setzten und gegebenenfalls weitere
Maßnahmen ergreifen. Allen Landesbediensteten sollen qualitativ hochwertige e-Conferencing-Tools
zu Verfügung gestellt werden, nach Möglichkeit auf OpenSource-Basis. Eine neue Richtlinie sollte die
Landesverwaltung dazu anhalten, Konferenzen möglichst zeitlich so anzusetzen, dass eine An- und
Abreise mit der Bahn für externe Teilnehmer*innen am selben Tag möglich ist, so dass Flugreisen und
Hotelübernachtungen vermieden werden können. Die neue Richtlinie soll in erster Linie die
verantwortlichen Landesbediensteten für die Problematik sensibilisieren, ohne zu strenge Auflagen zu
machen, die die Erledigung von Dienstaufgaben behindern könnten. Auf die Möglichkeit der Nutzung
von Nachtzügen sowie geeignete e-Conferencing-Tools durch externe Teilnehmer*innen von Meetings
soll ausdrücklich hingewiesen werden. Die genauen Details einer neuen, klimafreundlichen
Reisekostenregelung für Landesbedienstete möchten wir im Dialog mit Gewerkschaften und
Beamt*innenverbänden erarbeiten. Die neuen Regeln sollen zunächst für einen Zeitraum von einem
Jahr in einzelnen Dienststellen freiwillig erprobt werden. Zielsetzung sollte sein, die Umstellung auf
das neue Regelwerk durch verstärkte Nutzung von e-Conferencing insgesamt kostenneutral zu
gestalten. Grundsätzlich sollen zukünftig die verbleibenden, durch das Reisen von Beamt*innen und
Mitarbeiter*innen des Landes entstehenden unvermeidlichen CO2-Emissionen kompensiert werden,
wobei die Kompensation durch lokale Projekte in Berlin und nicht in Drittländern erfolgen soll.

Begründung

Die beiden erläuternden Absätze zu den Nachtzugverbindungen und Reisekostenregelungen sind zu
detailliert, teilweise widersprüchlich bzw. nicht umsetzbar, außerdem sind die wichtigen
Kernforderungen im ersten Absatz enthalten und ausreichend für die Beschlussfassung.
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